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Anleitung zur Umsetzung der Alpenkonvention �

Alpenkonvention in der Steiermark 
Theorie und Praxis für eine nachhaltige Entwicklung unseres  
Alpenraumes

Herr Landesamtsdirektor a. D. Univ. Prof. Dr. Gerhart Wielinger hat eine Projekt­
gruppe, bestehend aus Vertreterinnen und Vertretern der jeweiligen Fachabtei­
lungen des Landes, mit dem Ziel der Erarbeitung eines Umsetzungspapiers zu den 
Durchführungsprotokollen der Alpenkonvention eingesetzt.

Unter Federführung der Fachabteilung 13 A wurde eine Prüfung und Sichtung der 
»thematischen« Durchführungsprotokolle der Alpenkonvention auf ihre Umsetzung 
in der Steiermark vorgenommen, wobei festgestellt wurde, ob eine unmittelbare 
Anwendbarkeit der Bestimmungen gegeben ist oder ob es weiterer legistischer 
Maßnahmen des Landes Steiermark bedarf. 

Die Alpenkonvention verfolgt als Übereinkommen mehrerer Nationen und der Euro­
päischen Union das Ziel einer ganzheitlichen Politik zum Schutz und zur nachhaltigen 
Entwicklung des Alpenraumes. Das nunmehr erstellte Werk soll als Handlungsanlei­
tung für alle Ebenen der Landesverwaltung bei der praktischen Arbeit in der Frage 
der Anwendbarkeit der Durchführungsprotokolle dienen. 

Eine Strategie der nachhaltigen Entwicklung eines großen Lebensraumes ist eine 
Theorie – die vorliegende Arbeit die notwendige Umsetzung und Prüfung dazu.

Nachhaltige Entwicklungen und nachhaltiger Schutz unseres unmittelbaren Le­
bensraumes müssen oberste Prämisse unseres Denkens und Handelns sein, um 
eine lebenswerte Zukunft für folgende Generationen zu schaffen.

Landesamtsdirektor a. D. Univ. Prof. Dr. Wielinger hat mit seinem Team und dieser 
Ausarbeitung einen wesentlichen Beitrag dazu geleistet.

Ich danke allen Mitwirkenden für ihr Streben und ihre Motivation und gratuliere 
herzlich zu vorliegender Projektarbeit »Die Anleitung zur Umsetzung der Alpenkon­
vention in der Steiermark«!

Herzlichst, Ihr

 
 
 

Manfred Wegscheider 
Umwelt-Landesrat Steiermark
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I Vorbemerkungen

 Die vorliegende Ausarbeitung zur »Alpenkonvention« ist das Ergebnis der 
Tätigkeit einer von Herrn Landesamtsdirektor a. D. Univ. Prof. Dr. Gerhart 
Wielinger eingesetzten Projektgruppe unter Federführung der Fachabteilung 
13A, welche folgenden Arbeitsauftrag hatte:

 Prüfung und Sichtung der »thematischen« Durchführungsprotokolle zur 
Alpenkonvention auf unmittelbare Anwendbarkeit von Bestimmungen, Hand­
lungsbedarf legistischer Natur für das Land Steiermark oder Erstellung von 
»politischen Empfehlungen«.

 Diese Fragestellungen wurden durch Experten aus den jeweiligen Fachabtei­
lungen des Landes, namentlich der FA 1F, FA 10A, FA 10C, FA 12B, FA 13A, FA 
13B, FA 13C, A 16, FA 17B, FA 18A, FA 18E und einem Vertreter der Bezirks­
hauptleute bearbeitet. Der Umweltanwalt / die Umweltanwältin der Steiermark 
wurden ebenso beteiligt wie das Generalsekretariat der Alpenkonvention. Die 
Kompilation der Texte wurde von der FA 13A durchgeführt. 

 Sämtliche Kommentare und Bemerkungen wurden dem jeweiligen Protokoll­
text zugeordnet.

 In einigen Fällen gibt es unterschiedliche Auffassungen, diese wurden ebenfalls 
eingearbeitet (kursive Texte), um diese Gedankengänge und Überlegungen für 
die konkrete Anwendung der Protokolle in der praktischen Arbeit verfügbar zu 
halten.

 Die vorliegende Ausarbeitung versteht sich als Handlungsanleitung zur An­
wendung der Alpenkonvention, bzw. ihrer Durchführungsprotokolle in der 
praktischen Arbeit auf allen Ebenen der Landesverwaltung, sei es als »poli­
tische Handlungsanleitung«, sei es für Fragen der Gesetz­ oder Verordnungs­
gebung, aber auch für die Durchführung von konkreten Verwaltungsverfahren. 
Die zu den einzelnen Artikeln angeführten Kommentare sollen Hilfestellungen 
bieten bei der selbständigen Abwägung im Einzelfall.

Vorbemerkungen zur 2 . Auflage

 Seit der Drucklegung im Dezember 2005 haben sich im Bereich des »Ver­
kehrsprotokolls« wesentliche Änderungen ergeben, daher wurde dieser Part 
neu gefasst und nach Rücksprache und Zustimmung des Bundesministeriums 
für Land­ und Fortwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft aus dem Hand­
buch für die Umsetzung der Alpenkonvention übernommen.
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II Allgemeines zur Alpenkonvention

 Die Bundesrepublik Deutschland, die Französische Republik, die Italienische 
Republik, das Fürstentum Liechtenstein, das Fürstentum Monaco, die Repu­
blik Österreich, die Schweizerische Eidgenossenschaft, die Republik Slowe­
nien sowie die Europäische Union haben in einem Übereinkommen vereinbart, 
eine ganzheitliche Politik zum Schutz und zur nachhaltigen Entwicklung des 
Alpenraumes sicherzustellen.

 Die Alpenkonvention1 ist ein völkerrechtlich verbindlicher Vertrag und besteht 
aus einem Rahmenvertrag und neun so genannten Durchführungsprotokollen. 
Die Alpenkonvention wurde mit BGBl Nr. 477/1995 idF BGBl III Nr. 18/1999 
kundgemacht und hat Gesetzescharakter. Österreich hat die Verpflichtung bis 
August 2005 über die Umsetzung der Konvention und ihrer Protokolle zu be­
richten. Die neun »Zusatzprotokolle« haben keinen Gesetzesvorbehalt. Daher 
kann sich die Verpflichtung der unmittelbaren Anwendbarkeit ergeben, was im 
Einzelfall zu prüfen ist.

Das Übereinkommen gliedert sich in folgende große Teilbereiche:
	  Protokoll »Tourismus« (230/2002)
	  Protokoll »Berglandwirtschaft« (231/2002)
	   Protokoll »Raumplanung und nachhaltige Entwicklung« (232/2002)
	  Protokoll »Bergwald« (233/2002)
	  Protokoll »Bodenschutz« (235/2002)
	  Protokoll »Naturschutz und Landschaftspflege« (236/2002)
	  Protokoll »Energie« (237/2002)
	  Protokoll »Verkehr« (238/2002)
	  Protokoll »Streitbeilegung«

Offen und noch bearbeitet werden folgende Protokolle:
	  Bevölkerung und Kultur
	  Wasserhaushalt
	  Luftreinhaltung
	  Abfallwirtschaft

1 Vgl www.alpenkonvention.org Stand: 28. Februar 2007.
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 Die Abstimmung mit folgenden rechtlichen Belangen in der Steiermark wird 
in der Diskussion erforderlich sein:

	  Steiermärkisches Naturschutzgesetz (Natura 2000)
	  Entwicklungsprogramm für Wasserwirtschaft
	  Heizungsanlagenverordnung
	  Luftreinhalteverordnung bzw. ­gesetz
	  Steiermärkisches IPPC­Anlagen­ und Seveso II­Betriebe­Gesetz
	  Landesentwicklungsprogramm
	  Steiermärkisches Abfallwirtschaftsgesetz (StAWG)
	  Steiermärkisches Feuerungsanlagengesetz (FAnlG)
	  Raumordnungsgesetz
	  Gesetz über Einrichtungen zum Schutz der Umwelt
	  UVP­Gesetz
	  Starkstromwegegesetz

 Die Durchführungsprotokolle sind in Österreich nicht mit Gesetzesvorbehalt 
übernommen worden. Daher ist bei jedem Protokoll zu prüfen, ob und welche 
Bestimmungen unmittelbar anwendbar sind. Da sich das Thema breitge­
fächert über mehrere Abteilungsbereiche erstreckt und daher umfassender 
Sachverstand notwendig ist, wurden Projektgruppen eingerichtet.

 Aufgrund der Berichte der einzelnen Arbeitsgruppen ist durch ein Steuerungs­
komitée ein Schlussbericht erstellt worden, der konkrete Handlungsanlei­
tungen für die politische und administrative Ebene enthält.



Protokoll zur Durchführung  
der Alpenkonvention von 1991 im Bereich 
Raumplanung und nachhaltige Entwicklung
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III Umsetzung der Protokolle
1) Protokoll zur Durchführung der Alpenkonvention von 1991  

im Bereich Raumplanung und nachhaltige Entwicklung

Kapitel I
Allgemeine Bestimmungen

Artikel 6
Abstimmung der sektoralen Politiken

 Um die nachhaltige Entwicklung des Alpenraumes und seiner Regionen zu 
fördern, führen die Vertragsparteien – dort, wo sie nicht bestehen – Instru­
mente zur Abstimmung der sektoralen Politiken ein. Sie bemühen sich dabei 
um Lösungen, die mit der Erhaltung der Umwelt und der nachhaltigen Nutzung 
der natürlichen Ressourcen vereinbar sind, sowie um die Vermeidung der aus 
einer einseitigen Raumnutzung entstehenden Gefahren, indem sie eine Vielfalt 
von Initiativen unterstützen und die Partner zur Verfolgung gemeinsamer Ziele 
anhalten.

Siehe Artikel 20

Artikel 7
Beteiligung der Gebietskörperschaften

(1) Jede Vertragspartei bestimmt im Rahmen der geltenden staatlichen Ordnung 
die für die Abstimmung und Zusammenarbeit zwischen den unmittelbar 
betroffenen Institutionen und Gebietskörperschaften am besten geeignete 
Ebene, um eine gemeinsame Verantwortung zu fördern, namentlich um sich 
gegenseitig verstärkende Kräfte beim Vollzug der Politiken der Raumplanung 
und nachhaltigen Entwicklung sowie der sich daraus ergebenden Maßnahmen 
zu nutzen und zu entwickeln.

(2) Die unmittelbar betroffenen Gebietskörperschaften werden in den verschie­
denen Stadien der Vorbereitung und Umsetzung dieser Politiken und Maßnah­
men unter Wahrung ihrer Zuständigkeit im Rahmen der geltenden staatlichen 
Ordnung beteiligt.

Überprüfen, ob die Verpflichtungen aus diesem Protokoll mit den beste-
henden Instrumentarien ausreichend abgedeckt sind.
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Kapitel II
Spezifische Maßnahmen

Artikel 8
Pläne und/oder Programme für die Raumplanung  

und nachhaltige Entwicklung

(1)  Die Verwirklichung der Ziele der Raumplanung und nachhaltigen Entwicklung 
erfolgt durch das Ausarbeiten von Plänen und/oder Programmen der Raum­
planung und nachhaltigen Entwicklung im Rahmen der jeweiligen Gesetze und 
sonstigen Vorschriften der Vertragsparteien.

(2)  Diese Pläne und/oder Programme werden für den gesamten Alpenraum auf 
der Ebene der hiefür zuständigen Gebietskörperschaften erstellt.

(3)  Sie werden von oder mit den zuständigen Gebietskörperschaften unter Beteili­
gung der angrenzenden Gebietskörperschaften, gegebenenfalls im grenzüber­
schreitenden Rahmen, erstellt und zwischen den verschiedenen territorialen 
Ebenen abgestimmt.

(4)  Sie legen die Vorgaben der nachhaltigen Entwicklung und Raumplanung für 
zusammenhängende Gebiete fest. Diese werden regelmäßig überprüft und 
gegebenenfalls geändert. Ihre Erstellung und Durchführung stützen sich auf 
Bestandsaufnahmen und vorangehende Studien, mit deren Hilfe die besonde­
ren Merkmale des jeweiligen Gebiets ermittelt werden.

Programmbestimmung

 Artikel 9
Inhalt der Pläne und/oder Programme  

für Raumplanung und nachhaltige Entwicklung

 Die Pläne und/oder Programme für die Raumplanung und nachhaltige Ent­
wicklung beinhalten auf der am besten geeigneten territorialen Ebene und nach 
Maßgabe der jeweiligen räumlichen Gegebenheiten insbesondere Folgendes:

(1) Regionale Wirtschaftsentwicklung
 a)  Maßnahmen, welche die ansässige Bevölkerung mit zufriedenstellenden 

Erwerbsmöglichkeiten und mit den für die gesellschaftliche, kulturelle  
und wirtschaftliche Entwicklung erforderlichen Gütern und Dienstlei­
stungen versorgen sowie ihre Chancengleichheit gewährleisten,
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 b)  Maßnahmen, welche die wirtschaftliche Vielfalt zur Beseitigung von 
Strukturschwächen und der Gefahr einseitiger Raumnutzung fördern,

 c)  Maßnahmen, welche die Zusammenarbeit zwischen Tourismus, Land­ 
und Forstwirtschaft sowie Handwerk, insbesondere über arbeitsplatz­
schaffende Erwerbskombinationen, verstärken.

(2) Ländlicher Raum
 a)  Sicherung der für die Land­, Weide­ und Forstwirtschaft geeigneten 

 Flächen,
 b)  Festlegung von Maßnahmen zur Erhaltung und Weiterentwicklung der 

Land­ und Forstwirtschaft im Berggebiet,
 c)  Erhaltung und Wiederherstellung der ökologisch und kulturell besonders 

wertvollen Gebiete,
 d)  Festlegung der für Freizeitaktivitäten, die mit anderen Bodennutzungen 

vereinbar sind, benötigten Flächen und Anlagen.
 e)  Festlegung von Gebieten, in denen aufgrund von Naturgefahren die Er­

richtung von Bauten und Anlagen soweit wie möglich auszuschließen ist.

(3)  Siedlungsraum
 a)  Angemessene und haushälterische Abgrenzung von Siedlungsgebieten, 

einschließlich der Maßnahmen zur Gewährleistung deren tatsächlicher 
Bebauung,

 b)  Sicherung der erforderlichen Standorte für wirtschaftliche und kulturelle 
Tätigkeiten, für Versorgung sowie für Freizeitaktivitäten,

 c)  Festlegung von Gebieten, in denen aufgrund von Naturgefahren die Er­
richtung von Bauten und Anlagen soweit wie möglich auszuschließen ist,

 d)  Erhaltung und Gestaltung von innerörtlichen Grünflächen und von Naher­
holungsräumen am Rand der Siedlungsgebiete,

 e)  Begrenzung des Zweitwohnungsbaus,
 f)  Ausrichtung und Konzentration der Siedlungen an den Achsen der Infra­

strukturen des Verkehrs und/oder angrenzend an bestehender Bebauung,
 g) Erhaltung der charakteristischen Siedlungsformen,
 h) Erhaltung und Wiederherstellung der charakteristischen Bausubstanz.

(4)  Natur­ und Landschaftsschutz
 a)  Ausweisung von Gebieten für Natur­ und Landschaftsschutz sowie von 

Sektoren für den Schutz der Gewässer und anderer natürlicher Lebens­
grundlagen,

 b)  Ausweisung von Ruhezonen und sonstigen Gebieten, in denen Bauten 
und Anlagen sowie andere störende Tätigkeiten eingeschränkt oder unter­
sagt sind.

Raumplanung und nachhaltige Entwicklung – Anleitung zur Umsetzung der Alpenkonvention
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(5)  Verkehr
 a)  Maßnahmen zur Verbesserung der regionalen und überregionalen Er­

schließung,
 b)  Maßnahmen zur Förderung der Benutzung umweltverträglicher Verkehrs­

mittel,
 c)  Maßnahmen zur Verstärkung der Koordinierung und der Zusammenarbeit 

der Verkehrsmittel,
 d)  Maßnahmen zur Verkehrsberuhigung und gegebenenfalls zur Einschrän­

kung des motorisierten Verkehrs,
 e)  Maßnahmen zur Verbesserung des Angebots öffentlicher Verkehrsmittel 

für die ansässige Bevölkerung und Gäste.

Inhalte Planung und Programm

Artikel 10
Verträglichkeit der Projekte

(1) Die Vertragsparteien schaffen die notwendigen Voraussetzungen für die Prü­
fung der direkten und indirekten Auswirkungen öffentlicher und privater Pro­
jekte, welche die Natur, die Landschaft, die bauliche Substanz und den Raum 
wesentlich und nachhaltig beeinflussen können. Bei dieser Prüfung wird den 
Lebensverhältnissen der ansässigen Bevölkerung, insbesondere ihren Belan­
gen im Bereich der wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Entwicklung, 
Rechnung getragen. Das Ergebnis dieser Prüfung ist bei der Entscheidung 
über die Genehmigung oder Durchführung der Vorhaben zu berücksichtigen.

(2) Soweit sich ein Vorhaben auf die Raumplanung und nachhaltige Entwicklung 
sowie auf die Umweltbedingungen einer benachbarten Vertragspartei aus­
wirkt, sind die zuständigen Stellen dieser Vertragspartei rechtzeitig darüber zu 
unterrichten. Die Information muss so frühzeitig erfolgen, dass eine Prüfung 
und Stellungnahmen möglich ist und in den Entscheidungsprozess einbezo­
gen werden kann.

Überprüfen, ob die Verpflichtungen aus diesem Protokoll mit dem be-
stehenden Instrumentarium (Änderung des ROG zur SUP-Richtlinie) 
ausreichend abgedeckt sind.
CIPRA Österreich, Internationale Alpenschutzkommission: Mit der Stra-
tegischen Umweltprüfung werden lediglich die Umweltauswirkungen 
entsprechender Pläne und Programme überprüft. Art 10 verlangt jedoch 
die Prüfung der Raumverträglichkeit »öffentlicher und privater Projekte«. 
Es dürfte daher tatsächlich eine weitere Überprüfung des bestehenden 
Instrumentariums erforderlich sein. 

Anleitung zur Umsetzung der Alpenkonvention – Raumplanung und nachhaltige Entwicklung 
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Kapitel V
Schlussbestimmungen

Artikel 20
Unterzeichnung und Ratifikation

(1) Dieses Protokoll liegt für die Unterzeichnerstaaten der Alpenkonvention 
und die Europäische Gemeinschaft am 20. Dezember 1994 sowie ab dem  
15. Januar 1995 bei der Republik Österreich als Verwahrer zur Unterzeichnung 
auf.

(2) Dieses Protokoll tritt für die Vertragsparteien, die ihre Zustimmung ausge­
drückt haben, durch das Protokoll gebunden zu sein, drei Monate nach dem 
Tag in Kraft, an dem drei Staaten ihre Ratifikations­, Annahme­ oder Geneh­
migungsurkunde hinterlegt haben.

(3) Für die Vertragsparteien, die später ihre Zustimmung ausdrücken, durch 
dieses Protokoll gebunden zu sein, tritt das Protokoll drei Monate nach dem 
Tag der Hinterlegung der Ratifikations­, Annahme­ oder Genehmigungsur­
kunde in Kraft. Nach dem In­Kraft­Treten einer Änderung des Protokolls wird 
jede neue Vertragspartei dieses Protokolls Vertragspartei des Protokolls in 
geänderter Fassung.

Artikel 6 in Verbindung mit Anhang I + Artikel 20 in Verbindung mit An-
hang II; Überprüfen, ob die Verpflichtungen mit den bestehenden Instru-
mentarien [GIS, LUIS, Raumordnungskataster, Rauminformationssys-
tem (in Aufbau)] ausreichend abgedeckt werden können.
Weitere Problemstellungen
  Mit Inkrafttreten der Alpenkonventionsprotokolle bestehen neben den 

Raumordnungsgesetzen weitere Rechtsnormen mit unmittelbarer 
Auswirkung auf das Raumordnungsrecht der Länder. 
Änderung des ROG mit einer Formulierung zur Berücksichtigung der 
Alpenkonvention – (bereits erfolgt); Eruieren der für die Raumplanung 
unmittelbar anwendbaren bzw. relevanten Ziele und Maßnahmen der 
Alpenkonvention (zur Zeit in Arbeit).

  Einige Bestimmungen in »Fremdprotokollen« (z.B. Tourismus, Boden-
schutz, Verkehr) enthalten Regelungen mit unmittelbarer Auswirkung 
auf die nominelle Raumordnung.



Anleitung zur Umsetzung der Alpenkonvention – Raumplanung und nachhaltige Entwicklung 1�

 Im Rahmen der aufsichtsbehördlichen Überprüfung von Instrumenten 
der Örtlichen Raumplanung und der Erstellung von überörtlichen Pro-
grammen durch das Amt der LReg nicht nur die Normen des Protokolls 
Raumordnung und nachhaltige Entwicklung als Beurteilungsmaßstab he-
ranziehen, sondern auch jene Regelungen mit unmittelbarer Raumaus-
wirkung, die in den anderen Protokollen enthalten sind.  
Dabei sind insbesondere die Protokolle Bodenschutz, Tourismus,  
Naturschutz und Landschaftspflege sowie Verkehr von Bedeutung.
CIPRA: Eine Liste raumordnungsrelevanter Konventionsnormen wird 
auch im Umsetzungshandbuch des Lebensministeriums (Erscheinungs-
termin Ende 2005) enthalten sein.
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IV Abkürzungsverzeichnis

 AZ: Ausgleichszahlungen

 BORIS: Boden­Informationssystem

 GAP: Gemeinsame Agrarpolitik 

 CIPRA Österreich: Internationale Alpenschutzkommission

 Cross Compliance: Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen

 EP: Energieplan

 FAST Pichl: Forstliche Ausbildungsstätte

 GIS: Geographisches Informationssystem

 HBLFA Raumberg-Gumpenstein:  Höhere Bundeslehr­ und Forschungsanstalt 
für Landwirtschaft

 LUIS: Landes­Umwelt­Informationssystem

 MINROG: Mineral­Rohstoff­Gesetz

 ÖPUL:  Österreichisches Programm einer umwelt­
gerechten, extensiven und den natürlichen 
Lebensraum schützenden Landwirtschaft

 ÖV: Öffentlicher Verkehr

 ROG: Raumordnungsgesetz

 SUP: Strategische Umweltprüfung
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